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Ziel und Aufbau der Arbeit 

In den konstitutionellen Monarchien der deutschen Einzelstaaten, be-
sonders in Preußen, spielte im 19. Jahrhundert der Streit um das sog. 
selbständige Verordnungsrecht der Krone eine große Rolle. Er gab An-
laß zu vielen verfassungsrechtlichen  Schriften 1 und kam erst zu Beginn 
des 20. Jahrhunderts zur Ruhe. In der Weimarer Republik waren es 
wiederum Verordnungen des Staatsoberhaupts, nämlich die Notverord-
nungen des Reichspräsidenten auf Grund Art . 48 I I WV, welche die zeit-
genössische Staatsrechtslehre wegen ihrer großen praktischen Bedeu-
tung beschäftigten2. Auch die Organisationsverordnungen des Reichs-
präsidenten lieferten einigen Streitstoff 3. Unter der Herrschaft  des GG 
ist es stil ler geworden um die Verordnungsgebung des Staatsober-
haupts. Das hat seinen Grund im geltenden Verfassungsrecht,  welches 
eine „Präsidialdiktatur" verhindern w i l l : Es gibt heute keine dem 
Art . 48 I I WV entsprechende Norm mehr. Ferner heißt es in Ar t . 80 
GG, der den Erlaß von Rechtsverordnungen besonders behandelt, daß 
dazu die Bundesregierung, ein Bundesminister oder die Landesregie-
rungen ermächtigt werden dürfen; vom Bundespräsidenten ist jedoch 
nicht die Rede. Auch über Verwaltungsverordnungen dieses Organs 
schweigt das GG (vgl. Ar t . 84 I I , 85 I I 1, 86,1 129 I 1 GG). Das alles 
w i r f t  die Frage auf, ob das Staatsoberhaupt heute noch Rechts- und 
Verwaltungsverordnungen erlassen darf.  Sie ist in der Tat bereits 
schlechthin verneint worden, zumindest was die Rechtsverordnungen 
anbetrifft.  So führt  z. B. F. Kle in aus, daß der Bundespräsident keine 
Nationalflaggen setzen dürfe, wei l ihm nach dem GG weder das Verord-
nungsrecht noch die Verordnungsgewalt zustehe4. Im Gegensatz dazu 
meint Hamann5, daß es ein Verordnungsrecht des Bundespräsidenten 

1 Voral lem Arndt,  Selbst. Verordnungsrecht, und — als Entgegnung — An-
schütz,  Gegenwärt. Theorien. 

2 Vgl. die zahlreichen Literaturangaben bei Anschütz,  WV, vor den Anm. 
zu Ar t . 48. 

3 Siehe Richter, passim. 
4 v. Mangoldt-Klein  Ar t . 22 Anm. I I . 4, S. 637 und Vorb. I I I 3d zum V. A b -

schnitt, S. 1064 f. 
5 Präsidialdemokratie S. 163. 
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gebe, soweit „das GG selbst ein solches geschaffen  oder belassen hat"; 
er sieht z. B. Ar t . 60 I I I GG als Ermächtigung desselben zum Erlaß von 
Rechtsverordnungen an®. Auch Thieme7 und Dahlmann8 vertreten die 
Auffassung,  daß das heutige Staatsoberhaupt in gewissen Fällen (Set-
zung von Staatssymbolen) Verordnungsgeber sein dürfe. 

Man ist sich also im neueren Schrifttum durchaus noch nicht darüber 
einig, wie die oben gestellte Frage nach dem geltenden Verfassungs-
recht beantwortet werden muß, wenn auch die Mehrzahl der Autoren sie 
bejaht. Diese Antwort möglichst abschließend zu geben, ist das Ziel der 
vorliegenden Arbeit. Sie befaßt sich also weniger mi t der verfassungs-
rechtlichen Stellung und den Befugnissen des Bundespräsidenten im all-
gemeinen. Seine Zuständigkeiten sollen vielmehr nur auf einem be-
stimmten Gebiet behandelt werden, das bisher kaum beachtet wurde, 
wei l der Bundespräsident noch nicht viel Verordnungsrechte in An-
spruch genommen hat. Das könnte jedoch noch geschehen, z.B. in 
Krisenzeiten. Daher scheint es gerechtfertigt,  die folgenden Unter-
suchungen anzustellen. 

Diese müssen mi t der Definition der hier laufend verwendeten Be-
griffe  Rechtsverordnung und Verwaltungsverordnung beginnen (Erster 
Teil). Die dabei gewonnenen Ergebnisse zwingen dazu, anschließend 
die allgemeine Position des Bundespräsidenten im gewaltenteilenden 
System des GG zu skizzieren (Zweiter Teil): Denn nur eine bestimmte 
A r t von Staatsorganen eignet sich — zunächst rein formal und ohne 
Rücksicht auf die besonderen Voraussetzungen der jeweiligen Befug-
nisse betrachtet — zum Verordnungsgeber. Es w i rd sich herausstellen, 
daß unser heutiges Staatsoberhaupt grundsätzlich zu diesen Organen 
gehört. Deshalb muß näher auf seine Tätigkeit und vor allem auf seine 
Kompetenzen im einzelnen eingegangen werden. Dabei ist zunächst 
anhand der Erkenntnisse aus den beiden ersten Teilen an einigen beson-
ders bemerkenswerten Beispielen aufzuzeigen, welche Hoheitsakte des 
Bundespräsidenten möglicherweise Rechts- oder Verwaltungsverord-
nungen sind. Damit w i rd der Blick zugleich auf die Bereiche seiner 
Organtätigkeit gelenkt, auf denen er Verordnungsbefugnisse  haben 
könnte (Dritter Teil). Dies erleichtert die genaue Darstellung, wie weit 
solche Kompetenzen reichen können und wie weit sie heute tatsächlich 
reichen (Vierter Teil). 

β a. a. Ο.; ebenso GG, Ar t . 60 Anm. Β 5. 
7 Ehrenti tel S. 240 f. 
8 Insbesondere S. 68 ff. 
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Rechtsverordnung und Verwaltungsverordnung 

Bevor w i r uns den Hauptfragen dieser Arbeit zuwenden und unter-
suchen, auf welchen Rechtsgebieten der Bundespräsident Rechts- und 
Verwaltungsverordnungen erlassen darf,  muß geklärt werden, was man 
darunter versteht (Erster Abschnitt). Das ist insbesondere deshalb not-
wendig, wei l unsere durch das Bonner GG errichtete moderne staats-
rechtliche Ordnung diese Begriffe  möglicherweise in einem anderen 
Lichte erscheinen läßt als das konstitutionelle Verfassungsrecht,  welches 
sie prägte und inhaltl ich festlegte. So ist es nicht erstaunlich, wenn in 
der neueren Staatsrechtswissenschaft  Streitfragen  auftauchen und dis-
kut iert werden, die man früher  entweder schon als ausgetragen ansah 
oder noch nicht kannte. Das gi l t nicht so sehr für den Begriff  der Ver-
ordnung; dieser soll im folgenden zuerst definiert  werden (Erster Ab-
schnitt, A), wei l es sich dabei um den Oberbegriff  der Rechts- und Ver-
waltungsverordnung handelt. Unsicher ist heute vielmehr, wie die 
Rechts- von der Verwaltungsverordnung abzugrenzen ist (Erster Ab-
schnitt, B). Sobald die genannten Begriffe  hinreichend bestimmt sind 
(vgl. Erster Abschnitt, C), soll in gebotener Kürze auf die einzelnen 
Unterarten der Rechts- und Verwaltungsverordnungen eingegangen 
werden (Zweiter Abschnitt). 

Das ist deshalb erforderlich,  wei l sich mi t den einzelnen Unterarten 
oft die jeweiligen Kompetenzen zum Erlaß der entsprechenden Ver-
ordnungen decken. 


